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Herr Oberbürgermeister 
Stefan Hebbel
Friedrich-Ebert-Platz 1
51373 Leverkusen

Leverkusen, der 24.11.2025
Anfrage 
„Bescheinigungen über den vorübergehenden Aufenthalt ohne amtliche Dokumente“

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Hebbel,

diese Anfrage bezieht sich auf die Stellungnahme des Flüchtlingsrat Leverkusen, der Caritas 
und der Katholischen Jugendagentur LRO; mit dem Titel „Ins aufenthaltsrechtliche Limbo 
geschickt: Zur Ausgabe von Dokumenten ohne aufenthaltsrechtlichen Bezug in Leverkusen“:

Seit  längerer  Zeit  und  ca.  einem  Jahr  verstärkt  beobachten  wir  die  Ausgabe  von  
sogenannten „Bescheinigungen über den vorübergehenden Aufenthalt ohne amtliche 
Dokumente“ durch die Ausländerbehörde (ABH) Leverkusen. Die Bescheinigungen, meist 
einen Monat gültig, haben keine Grundlage im Aufenthaltsrecht und sorgen damit faktisch 
für eine umfassende Entrechtung der betroffenen Personen. Unter ihnen sind teils 
Menschen, die seit Jahrzehnten in Deutschland leben und/oder hier geboren sind.  
Eine  Erhebung  unter  den  Leverkusener  Trägern  der  Geflüchtetenarbeit  ergibt,  dass  
die Bescheinigungen insbesondere ausgegeben werden, wenn Personen Aufenthaltstitel 
nach § 25a oder § 25b AufenthG aufgrund guter Integration beantragen und dafür ihren 
Pass bei der ABH vorlegen. […]

Dazu sollte erwähnt werden, dass es sich bei dem Phänomen mitnichten um ein 
bundesweites Vorgehen handelt. Im Gegenteil – in vielen weiteren Fällen im Bundesgebiet 
werden die genannten Titel erteilt und dem Gesetzesanspruch damit Genüge getan. Damit 
ist das Handeln der Leverkusener ABH keinem rechtlichen Zwang unterworfen. Hierbei stellt 
sich für uns als Träger der Geflüchtetenarbeit die Frage, aus welchem Grund und mit 
welchem Ziel dieses Vorgehen dennoch gewählt wird. 

Besonders irritierend wird das Handeln der ABH dadurch, dass das zuständige Ministerium 
sich mit der Konstellation Passabgabe bei Antragstellung bereits befasst hat und zu 
vollkommen anderen Schlüssen gekommen ist. In seinen Anwendungshinweisen zum §25b 
AufenthG vom 25. März 2019 schreibt es „gemäß § 5 Abs. 3 Satz 2 AufenthG kann im 
Ermessenswege von den Vorgaben des § 5 Abs. 1 Nummer 4 (Passpflicht)abgesehen 
werden“ und bezieht sich dabei explizit auch auf solche Fälle, in denen die Nichtabgabe des 
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Passes in Zusammenhang mit dem bisherigen Nicht-Vorliegen der 
Erfüllungsvoraussetzungen für den Aufenthaltstitel nach §25b AufenthG in Verbindung 
gebracht werden kann. Hier schlägt das Ministerium ein Zug um Zugverfahren im Rahmen 
einer Zielvereinbarung vor. Wenn eine gute Integration in die hiesigen Lebensverhältnisse 
gelungen ist, es aber an den zumutbaren Bemühungen zur Identitätsklärung bzw. 
Passbeschaffung fehlt, soll die Ausländerbehörde demnach mit dem Ausländer eine 
Zielvereinbarung darüber abschließen, welche Vorleistungen erbracht werden müssen, um 
die Voraussetzungen für die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis zu schaffen. Für diesen 
Zeitraum können dann Duldungen erteilt werden.

1. Wie viele dieser Bescheinigungen wurden bis dato ausgestellt?

2. Wie lange sind die Personen durchschnittlich im Besitz der Bescheinigungen? Bei 
wie vielen kam es zur Abschiebung und Ausreise?

3. Wie viele der Bescheinigungen wurden in Zusammenhang mit der Einreichung des 
Passes in Zusammenhang mit dem Beantragen eines Aufenthaltstitels ausgestellt? 
Um welche ATs handelte es sich hier?

4. Wie viele Betroffene waren zum Zeitpunkt der Ausstellung der Bescheinigungen 
berufstätig oder in Ausbildung? 

5. a. Bitte um Auflistung der Nationalitäten der betroffenen Personen.

b. Bei welchen der genannten Nationalitäten geht die ABH davon aus, dass 
eine Ausreise und Wiedereinreise mit einem Visum zur Arbeitsaufnahme 
innerhalb weniger Wochen möglich ist? 

6.  Mit welcher Begründung wird den Betroffenen keine Verfahrensduldung ausgestellt? 

7.  Wie wird beurteilt, dass es sich bei der Vorgehensweise der Leverkusener ABH 
deutschlandweit um einen Sonderweg handelt, den nur wenige ABHs teilen?

8. Wie wird beurteilt, dass erwerbstätige Menschen durch die Ausstellung der 
Bescheinigungen in den Sozialleistungsbezug fallen? 

9. Wie wird die Ausstellung der Bescheinigungen an Menschen bewertet, deren 
Familienmitglieder im Besitz von Aufenthaltserlaubnissen sind? 

10. Wie werden Familientrennungen in diesem Zusammenhang bewertet?

11. Stimmt die Vorgehensweise der Leverkusener ABH aus Ihrer Sicht mit der 
gewünschten politischen Wirkrichtung der Landesregierung NRW überein (s. 
Ministeriumserlass 2021)?

Mit freundlichen Grüßen

Keneth Dietrich
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